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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

 

10. Windhoek-Dialog endet mit 
Deklarationen zu Simbabwe und 
Angola

Vom 1. – 3. Mai 2008 fand in Zusammenar-

beit mit der Robert-Schuman-Stiftung der 

10. Windhoek Dialogue in Windhoek statt. 

Die inzwischen seit 12 Jahren stattfindende 

internationale Konferenz stellt eine Platt-

form dar für Abgeordnete der EPP-ED (Eu-

ropean People´s Party – European Democ-

rats) Fraktion im Europaparlament sowie 

Entscheidungsträger afrikanischer Parteien 

der Mitte, welche sich 1996 in Windhoek zu 

dem Netzwerk „Union of African Parties for 

Democracy and Development (UPADD / 

UAPDD) zusammengeschlossen haben. 

UAPDD bzw. UPADD besteht aus 25 Parteien 

aus 24 Ländern; es finden regelmäßig Tref-

fen statt, die – wenn mit Beteiligung von 

Europaabgeordneten – Windhoek Dialogue 

genannt werden. Der letzte Windhoek Dia-

logue fand im Mai 2007 in Berlin kurz vor 

dem G 8 Gipfel in Heiligendamm statt.  

Am diesjährigen 10. Windhoek Dialogue 

nahmen sechs Abgeordnete des Europapar-

laments (aus Deutschland, Großbritannien, 

Polen, Portugal und Italien) sowie 17 Partei-

führer aus zehn afrikanischen Ländern teil 

(Angola, Benin, Malawi, Mozambique, Nami-

bia, Sambia, Südafrika, Tanzania, Togo, 

Uganda). Neben allgemeinen Themen wie 

die parlamentarische Demokratie in Afrika 

und die Beziehungen Afrikas (im Rahmen 

der AKP) zur Europäischen Union wurde 

insbesondere die aktuelle Situation in Sim-

babwe rege thematisiert. In einer öffentli-

chen Veranstaltung und in Anwesenheit der 

Presse wurde die Relevanz der jüngsten 

Wahlen in Afrika in den verschiedenen Regi-

onen wie im Südlichen Afrika (Simbabwe), 

Ostafrika (Kenia), in Zentralafrika (DR Kon-

go) und Westafrika (Nigeria) diskutiert.  

Der Windhoek Dialogue, der von dem Euro-

paabgeordneten Michael Gahler, der 

zugleich Stv. Vorsitzender der gemeinsamen 

Parlamentarischen Versammlung von EU 

und AKP (der Staatengruppe afrikanischer, 

karibischer und pazifischer Länder) ist, und 

Isaias Samakuva, dem Vorsitzenden von 

UPADD (und zugleich Präsident der angola-

nischen UNITA), geleitet wurde, verabschie-

dete am 3. Mai 2008 eine Abschlusserklä-

rung. Darin wurden zwei weitere UPADD 

Deklarationen  angenommen, in denen ins-

besondere hingewiesen wird auf  

- die Notwendigkeit transparenter 

und konsensualer Vorbereitungen der be-

vorstehenden Parlamentswahlen in Angola  

- das Recht der neuen parlamentari-

schen Mehrheit in Simbabwe, von allen In-

stitutionen respektiert zu werden und ihrer 

verfassungsmäßigen Aufgabe nachkommen 

zu dürfen.  

- die Notwendigkeit fairer Vorausset-

zungen für die bevorstehende Stichwahl bei 

den Präsidentschaftswahlen in Simbabwe  

- die Wichtigkeit, volle Pressefreiheit, 

Meinungsfreiheit und gleichen Zugang zu 

den staatlichen Medienanstalten zu gewähr-

leisten und den Missbrauch staatlicher und 

halb-staatlicher Ressourcen von internatio-

nalen, regionalen und lokalen Wahlbeobach-

tern umfassend zu beobachten. 

Die Teilnehmer des Windhoek-Dialogs be-

fürworten es daher, dass EU Wahlbeobach-

ter nach Angola eingeladen wurden und for-

dern, weitere internationale Beobachter zu 

den Wahlen nach Angola einzuladen.  
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Den Höhepunkt des Windhoek Dialogue bil-

dete die öffentliche Veranstaltung zur  Be-

deutung der jüngsten Wahlen in verschie-

denen afrikanischen Ländern. Die von Mi-

chael Gahler geleitete Diskussion wurde 

überragt vom aktuellen Thema Simbabwe, 

wobei man auch über die vorstehenden 

Wahlen in Angola sprach. Für Gahler man-

gelt es in Afrika nicht an positiven und kon-

kreten Richtlinien zu demokratischen und 

legitimen Wahlen. So gibt es z.B. die ‘SADC 

Principles and Guidelines Governing Democ-

ratic Elections’ (2004), die ‘African Union 

Declaration on the Principles Governing 

Democratic Elections in Africa’ (2002), die 

‘African Charter on Democracy, Elections 

and Governance’ (2007). Er erklärte, dass 

man durch umfangreiche Maßstäbe die Le-

galität und Legitimität einer Wahl sowohl 

relativ wie absolut messen könne.  

UPADD Vorsitzender Isaias Samakuva be-

dauerte die in Afrika weit verbreitete und 

problematische Mentalität, wonach Politiker 

wie Beamte ihre Position und ihren Einfluss 

nicht immer für das Wohl der Bevölkerung, 

sondern vielfach für ihren Eigennutz ein-

setzten. Er wies auf die Regierungen von 

Simbabwe und Angola als Beispiele hin, wo 

Regierende seit über 20 Jahren ihr Land 

ausbeuten. Samakuva äußerte die Vermu-

tung, dass Präsident Mugabe davon über-

zeugt sei, als einziger in der Lage zu sein, 

seinen Staat zu regieren. Darüber hinaus sei 

die Furcht vor der strafrechtlichen Verfol-

gung nach einem Machtverlust ein wichtiger 

Beweggrund für den Wahlbetrug und die 

Unterminierung der Rechtsstaatlichkeit in 

Simbabwe. Deshalb sollte man Diktatoren 

wie Mugabe davon überzeugen, dass sie 

nicht strafrechtlich verfolgt und eingesperrt 

werden, wenn sie Wahlen verlieren. Obwohl 

man im Grundsatz vergangene Verbrechen 

und Menschenrechtsverletzungen bestrafen 

sollte, könne man auf diese Weise die Ge-

fahr des Wahlbetrugs und der gewalttätigen 

Einschüchterung von Oppositionsanhängern 

verringern und die Chancen einer friedlichen 

Machtübergabe erhöhen. Samakuva betonte 

zudem, dass die betrügerischen und anti-

demokratischen Maßnahmen in Simbabwe 

einen ‘Dominoeffekt’ in anderen afrikani-

schen Ländern hervorrufen könnten. In die-

sem Sinne wies Samakuva auf die beunru-

higenden Entwicklungen im Vorfeld der 

Wahlen in Angola hin. Dazu gehören das 

Fehlen eines aktualisierten und überprüfba-

ren Wählerverzeichnisses, der ungleiche 

Zugang der Parteien zu den staatlichen Me-

dien, der Missbrauch von Staatsorganen 

und –ressourcen für parteipolitische Zwe-

cke, der Plan der Regierung, die Wahlen 

während zweier Tage zu halten sowie die 

geplante Verzögerung der Veröffentlichung 

der Wahlergebnisse von bis zu 15 Tagen 

nach den Wahlen.  

Ein Parlamentarier aus Uganda verglich die 

aktuelle Lage und Lebensbedingungen in 

Simbabwe mit denen im vormaligen Rhode-

sien und vermerkte, dass die Situation un-

ter Mugabe um einiges schlechter sei als 

unter britischer Herrschaft und unter Pre-

mierminister Ian Smith. Er beklagte, dass 

der Befreiungskrieg um der Verbesserung 

der Lebensbedingungen der breiten Bevöl-

kerung willen stattgefunden hat, sich jedoch 

im Moment das gegenteilige Ergebnis zu 

sehen sei, wonach die breite Bevölkerung 

mehr leide als je zuvor. Ein Abgeordneter 

aus Malawi kritisierte die Reaktion der SADC 

Regierungen auf die simbabwische Krise 

und deren Weigerung, ihre eigenen Maßstä-

be anzuwenden. Er forderte die SADC Re-

gierungen auf, Mugabe stärker und aggres-

siver zu verurteilen und effektive Präven-

tivmassnahmen zu identifizieren.  

Ein südafrikanischer Abgeordneter von der 

oppositionellen IFP erklärte, nicht mit sei-

nem Staatschef Mbeki überein zu stimmen, 

insbesondere mit seiner Aussage, wonach 

es keine Krise in Simbabwe gebe („Crisis, 

what crisis“). Der Abgeordnete verurteilte 

Mbekis ‘quiet diplomacy’ als unwirksam und 

verwies auf die frühere und erfolgreiche 

Anwendung von Druck von Südafrika auf 

Mugabes Vorgänger Ian Smith. Er verwies 

darauf, dass Mbekis eigene Partei ANC zum 

Großteil dessen Haltung gegenüber Mugabe 

nicht billige, wie die derzeitige Position des 

ANC Parteivorsitzenden Jacob Zuma exem-

plarisch zeige. Ein britischer Abgeordneter 

hielt es für ebenso bemerkenswert wie erfri-

schend, an einer Konferenz teilzunehmen, 

an der afrikanische Parlamentarier sich nicht 

scheuten, die Menschenrechtsverletzungen 

und die Auflösung der Rechtsstaatlichkeit in 
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Simbabwe deutlich und scharf zu verurtei-

len.  

Andere Delegierte und Konferenzteilneh-

mern wiesen darauf hin, dass der Oppositi-

onsführer und Präsidentschaftskandidat 

Tsvangirai ohne hinreichende Kontrollme-

chanismen Gefahr laufe, eine Gewaltherr-

schaft zu etablieren. Ferner wurde die Sorge 

geäußert, dass die Stichwahl zu einem ho-

hen Maß an staatlich initiierter Gewalt vor 

allem an der ländlichen Bevölkerung führen 

könnte, weshalb ein höheres Maß an inter-

nationaler Beobachtung der Situation in 

Simbabwe gefordert wurde. Mit Verweis auf 

die erfolgreichen Vermittlungsbemühungen 

von Kofi Annan wurde der Vorschlag ge-

macht, ‘eminent elders’ zur Vermittlung 

nach Simbabwe zu schicken. 


